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3) Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten

18. Februar 1927. (R.G.Bl. 1927 1 S. 61)

§
Geschlechtskrankheiten im Sinne dieses Gesetzes sind Syphilis,

,Tripper und Schanker ohne Rücksicht darauf, an welchen Körperteilen
die Krankheitserscheinungen auftreten.

§
Wer an einer mit Ansteckungsgefahr verbundenen Geschlechts-

krankheit leidet und dies weiß oder den Umständen nach annehmen
muß, &apos;hat die Pflicht, sich von einem für das-Deutsche Reich appro-
bierten Arzte behandeln !zu lassen. Eltern, Vormünder und sonstige
Erziehungsberechtigte sind verpflichtet, für die ärztliche Behandlung
ihrer geschlechtskranken Pflegebefohlenen zu sorgen.

Durch Ausführungsbestimmungen ist dafür Sorge zu tragen, daß
die Behandlung der Minderbemittelten, die keinen Anspruch auf ander-
weitige ärztliche Behandlung haben oder denen die Behandlung auf

einer Versicherung wirtschaftliche Nachteile bringen könnte,
aus öffentlichen Mitteln sichergestellt wird.

§ 3.
Die Durchführung der aus diesem Gesetz erwachsenden gesund-

heitlichen Aufgaben ist Gesundheitsbehörden zu übertragen, die sich
mit den Beratungsstellen für Geschlechtskranke, den Pflegeämtern
und den sonstigen Einrichtungen der sozialen Fürsorge möglichst im
Einvernehmeri zu halten haben. Die Beamten der Ordnungs- und Wohl-
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fahrtspolizei haben die Durchführung der gesundheitlichen und sozial-

fürsorgerischen Aufgaben, insbesondere das Eingreifen der Fürsorge-
stellen Minderjährigen gegenüber, in jeder Weise zu unterstützen-.

4-
e Die zuständige Gesundheitsbehörde kann -Personen, die dringend

verdächtig sind,geschlechtskrank zu sein und die Geschlechtskrankheit

weiterzuverbreiten, anhalten, ein ärztliches Zeugnis, nur in begründeten
Ausnahmefällen ein von einem durch die zuständige Gesundheitsbe-

törde benannten Argte ausgestelltes Zeugnis &apos;über ihren Gesundlieits-
zustand vorzulegen oder sich der Untersuchung durch einen solchen

Arzt zu unterziehen. Aui Antrag des untersuchenden Arztes können

solche Personen .angehalten werd.en,,wied.erholt derartige Gesundheits-

zeugnisse beizubringen.
Personen, die geschlechtskrank und verdächtig sind, die Geschlechts-

krankheit weiterzuverbreiten, können einem Heilverfahren unterworfen,
auch in&apos;ein Krankenhaus verbracht werden, wenn dies zur Vefhütung-
der Ausbreitung der Krankheit erforderlich, erscheint.

Anzeigen, deren Urheber nicht erkennbar sind, dürfen nicht be-

achtet werden. Personen, die mit Namensnennung andere einer Ge-

schlechtskrankheit bezichtigen, sind zunächst mündlich zu vernehmen

und die Anzeigen erst dann weiter zu verfolgen, wenn die Vernehmung
.ergeben hat, daß ein ausreichender Anhalt für die Richtigkeit der be-

haupteten Tatsachen vorhanden ist.
Soweit andere Mittel zur Durchführung der in Abs. 1, 2 vorgesehenen

Maßnahmen nicht ausreichen, ist die Anwendung unmittelbaren Zwanges
zulässig. Ärztliche Eingriffe, die mit einer ernsten Gefahr für Leben

oder Gesundheit verbunden sind, dürfen nur mit Einwilligung des Kran-

ken vorgenommen werden. Die Reichsregierung bestimmt, welche

ärztlichen Eingriffe insbesondere hierunter fallen.

§ 5.
Wer den Beischlaf ausübt,&apos; obwohl er an einer mit Ansteckungs-

gefahr verbundenen Geschlechtskrankheit leidet und dies weiß oder den
Umständen nach annehmen muß, wird mit Gefängnis bis zu drei Jahren
bestraft, sofern nicht nach den Vorschriften des Strafgesetzbuchs eine
härtere. Strafe verwirkt ist.

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Ist der Täter ein Ange-
höriger des Antragstellers, so ist die Zurücknahme des Antrags zulässig.

Die Strafverfolgung verjährt in sechs Monaten.

§ 6.

Wer weiß, oder den Umständen&apos; nach. annehmen muß, daß er an

,einer rnit Ansteckungsgefahr verbundenen Geschlechtskrankheit leidet
und trotzdem eine Ehe eingeht, ohne dem anderen Teile vor Eingehung
der Ehe über seine Krankheit Mitteilung gemacht zu haben, wird mit

Gefängnis bis zu drei Jahren bestraft.
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Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme des

Antrags ist zulässig.
,Die Strafverfolgung verjährt in sechs Monaten.

§ 7-
Die Behandlung von Geschlechtskrankheiten und Krankheiten

v,1 r Leiden der Geschlechtsorgane ist nur den für das Deutsche Reich
approbierten Ärzten gestattet. Verboten ist, solche Krankheiten anders
als auf Grund eigener Wahrnehmung zu behandeln (Fernbehandlung)
oder in Vorträgen, Schriften, Abbildungen oder Darstellungen Rat-

schläge für die Selbstbehandlung zu erteilen,
Wer einen anderen einem der im Abs. i enthaltenen Verbote zuwider

behandelt oder sich zu einer solchen Behandlung öffentlich oder durch

Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Darstellungen, wenn

auch in verschleiernder Weise, erbietet, wird mit Gefängnis bis zu einem

Jahre und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft.
Gleiche Strafe trifft den Arzt, der sich zur Behandlung der im

Abs. i bezeichneten Krankheiten in unlauterer Weise erbietet.

§ 8.

Wer eine geschlechtskranke Person ärztlich untersucht oder be-

handelt, soll sie über die Art der Krankheit und über die Ansteckungs-
gefahr sowie über die Strafbarkeit der in § § 5, 6 bezeichneten Handlungen
belehren und ihr hierbei ein amtlich genehmigtes Merkblatt aushändigen.

Fehlt dem Kranken die zur Erkenntnis der Ansteckungsgefahr
erforderliche Einsicht, so soll die Belehrung und die Aushändigung des
Merkblatts an, denjemgen erfolgen, der für das persönliche Wohl des
Kranken zu sorgen hat.

Wer eine Person
&apos;
die an einer mit Ansteckungsgefahr verbundenen

Geschlechtskrankheit leidet, ärztlich behandelt, hat der im § 4 bezeich-
neten Gesundheitsbehörde Anzeige zu erstatten, wenn der Kranke sich
der ärztlichen Behandlung oder Beobachtung entzieht oder wenn er

andere infolge seines Berufs oder seiner persönlichen Verhältnisse be-
sonders gefährdet.

Die oberste Landesbehörde kann bestimmen, daß die Anzeige
anstatt der Gesundheitsbehörde einer Beratungsstelle für Geschlechts-
kranke zu erstatten ist. Kommt der Kranke den Anweisungen der

Beratungsstelle nicht nach, so hat diese der Gesundheitsbehörde Kenntnis
zu geben.

- § io.

Wer als Beamter oder Angestellter einer Gesundheitsbehörde oder
einer Beratungsstelle unbefugt offenbart, was ihm über Geschlechts-
krankheiten eines andern oder ihre Ursache oder über die sonstigen
persönlichen Verhältnisse der Beteiligten dienstlich bekannt geworden
ist, wird mit Geldstrafe oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre bestraft.
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Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. Den Antrag kann auch

die Gesundheitsbehörde stellen.
Die Offenbarung ist nicht unbefugt, wenn sie von einem in der

Gesundheitsbehörde oder in einer Beratungsstelle tätigen Arzte oder
mit Zustimmung eines solchen Arztes an eine Behörde oder an eine

Person gemacht wird, die ein berechtigtes gesundheitliches Interesse

daran hat, über die Geschlechtskrankheit des andern unterrichtet

zu werden.

§ ii.

Wer zum Zwecke der Heilung oder Linderung von Geschlechts-
krankheiten Mittel, Gegenstände oder Verfahren öffentlich oder durch

Verbreitung von Schriften, Abbildungen oder Darstellungen, wenn auch
in verschleiernder Weise, ankündigt oder anpreist oder solche Mittel

oder Gegenstände an einem allgemein zugänglichen Orte ausstellt, wird
mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und mit Geldstrafe oder mit

11

einer dieser Strafen bestraft.
Straflos ist, soweit nicht anderweitige reichs- oder landesrechtliche

Vorschriften entgegenstehen, die Ankündigung oder Anpreisung dieser
Mittel oder Gegenstände an Ärzte oder Apotheker oder an Personen,
die mit solchen Mitteln oder Gegenständen erlaubterweise Handel

treiben, oder in wissenschaftlichen ärztlichen oder pharmazeutisc4en
Fachzeitschriften.

§ 12.

Vorträge, Schriften, Abbildungen und Darstellungen, die nur der

Aufklärung über die Geschlechtskrankheiten, insbesondere über ihre

Erscheinungsformen, dienen, sind straflos, soweit sie nicht unter die

Strafbestimmungen des § 7 fallen.

13-

Die Reichsregierung kann das Inverkehrbringen von Mitteln oder

Gegenständen, die zur Verhütung von Geschlechtskrankheiten dienen

,sollen, von dem Ergebnis einer amtlichen Prüfung abhängig machen

und das Inverkehrbringen hierfür nicht- geeigneter Gegenstände ver-

bieten. Sie kann auch Vorschriften über das Ausstellen, Ankündigen
oder Anpreisen der hiernach zugelassenen Mittel oder Gegenstände
treffen.

Wer Mittel oder Gegenstände, die auf Grund des Abs. i Satz i vom

Verkehr ausgeschlossen sind, in Verkehr bringt, wird mit Gefängnis bis

zu sechs Monaten und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be-

straft. Ebenso wird bestraft, wer einer nach Abs. i Satz 2 getroffenen
Vorschrift zuwiderhandelt.

14-
Mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe oder mit

einer dieser Strafen wird bestraft, sofern nicht nach. den Vorschriften
des Strafgesetzbuchs eine härtere. Strafe verwirkt ist,
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i., eine weibliche Person, die ein fremdes Kind stillt, obwohl sie an

einer Geschlechtskrankheit leidet und dies weiß oder den Um-
ständen nach annehmen, muß;

2. wer ein syphilitisches Kind, für dessen: Pflege er zu sorgen hat, von

einer anderen Person als der Mutter stillen läßt, obwohl er
Krankheit des Kindes kennt oder den Umständen nach kennen
muß;

3. wer ein sonst geschlechtskrankes Kind, für dessen, Pflege er zu

sorgen hat, von einer anderen Person als der Mutter, ohne sie
&apos;

vor-

her über die Krankheit und &apos;die gebotenen Vorsichtsmaßnahmen
durch einen Arzt mündlich unterweisen zu lassen, stillen läßt,
obwohl er die Krankheit des Kindes kennt oder den Umständen
nach kennen muß; :

4- wer ein geschlechtskranke er die Krankheit kennt
öder den Umständen nach kennen. muß, in Pflege gibt, ohneden
Pflegeeltern von Krankheit des Kindes Mitteilung zu machen.
Straflos ist das Stillen oder Stillenlassen eines syphilitischen Kindes

,durch eine weibliche Person, die selbst an Syphilis leidet.

§ 15-
Mit Geldstrafe bis zu einl Reichsmark oder, mit Haft

wird bestraft:
i. eine Amme, die ein fremdes Kind stillt, ohne im Besitz eines un-

mittelbar vor Antritt der Stellung ausgestellten ärztlichen Zeug-
nisses darüber zu sein, daß an ihr keine Geschlechtskrankheit nach-
weisbar ist;

2. wer zum Stillen eines Kindes eine Amme in Dienst nimmt, ohne
sich davon überzeugt zu haben, daß sie im Besitze des in Nr. i

bezeichneten Zeugnisses ist;
3- wer, abgesehen von Notfällen, ein Kind, für dessen &apos;Pflege er zu

sorgen hat, von einer anderen Person als der Mutter stillen läßt,
ohne vorher im Besitz eines ärztlichen Zeugnisses darüber zu sein
daß eine gesundheitliche Gefahr für die Stillende nicht besteht.
Die Vorschriften des Abs. i finden im Falle des § 14 Abs. 2 keine

Anwendung.
§ 16.

Das Strafgesetzbuch wird abgeändert wie folgt:
1. § 18o erhält folgenden zweiten und dritten Absatz:

Als Kuppelei gilt insbesondere die Unterhaltung eines Bordells
oder eines bord Betriebes.
Wer einer Person, die das achtzehnt Lebensjahr vollendet hat,

Wohnung gewährt, wird auf Grund des Abs. i nur dann bestraft,
wenn damit ein Ausbeuten der Person, der die Wohnung gewährt
ist, oder ein Anwerben oder ein Anhalten dieser Person zur Un-
zucht verbunden, ist.
II. Im § 1,84&apos; wird hinter Nr. 3 folgende Vorschrift eingefügt:
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3 a) wer in einer Sitte oder Anstand verletzenden Weise Mittel,
Gegenstände oder Verfahren, die zur Verhütung von Geschlechts-

krankheiten dienen, öffentlich ankündigt, anpreist oder solche

Mittel oder Gegenstände an einem dem Publikum zugänglichen
Orte ausstellt.
III- § 361 Nr. 6 erhält folgende Fassung:
wer öffentlich in einer Sitte oder Anstand verletzenden oder

andere,belästigenden Weise zur Unzucht auffordert oder sich dazu

anbietet;
IV- IM § 361 wird hinter Nr. 6 eingefügt:
6 a) wer gewohnheitsmäßig zum Zwecke des Erwerbes in der

Nähe von Kirchen oder in der Nähe von, Schulen oder anderen

zum Besuche durch Kinder oder jugendliche bestimmten Ört-
lichkeiten oder in einer Wohnung, in der Kinder oder jugendliche
Personen zwischen drei und achtzehn Jahren wohnen, oder in einer

Gemeinde mit weniger als fünfzghntaüsend Einwohnern, für welche

die oberste Landesbehörde zum Schutze der Jugend oder des öffent-

lichen Anstandes eine entsprechende Anordnung getroffen hat,
der Unzucht nachgeht.
V. Im § 36?, Abs- 3 Satz 2 werden die Worte JM Falle des § 361
Nr. 6 durch die Worte In den Fällen des § 361 Nr. 6, 6 m

ersetzt.

§
Wohnungsbeschränkungen auf bestimmte Straßen oder Häuser-

blocks zum Zwecke der Ausübung der gewerbsmäßigen Unzucht (Kaser-
nierungen) sind verboten.

18.

Die zur Durchführung dieses Gesetzes, insbesondere für das Zu-

sammenwirken der Behörden mit den Einrichtungen der sozialen Für-

sorge notwendigen Vorschriften werden von der obersten Landesbe-

hörde erlassen. Die Aufbringung der entstehenden Kosten regelt sich

nach Landesrecht.

§
Dieses Gesetz tritt am i. Oktober 1927 in Kraft.

Mit dem gleichen Tage treten die Verordnungen zur Bekämpfung
der Geschlechtskrankheiten vom ii. Dezember igi8 und die Verordnung
Über Fürsorge für geschlechtskranke Heeresangehörige vom 17. De-

zember igi8 (Reichsgesetzbl. S- 1431, 433) _außer Kraft.

Berlin, den 18. Februar 1927- &gt;

Der Reichspräsident
von Hindenburg

Der Reichsminister des Innern

v. Keudell.
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